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1. Hintergrund 
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•
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•



2. Problemstellung u. Untersuchungsaufgabe 

Problemstellung:

•

•

•

•

Untersuchungsaufgabe:

Welche Methoden und Strategien zur Besitzstandswahrung auf der 
Verteilnetzebene werden von den Stromkonzernen eingesetzt? 



•

•

•



Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern Steigende Zahl von Kommunen ist mit den 

Versorgungsleistungen der Stromkonzerne unzufrieden 

Alt-
Konzessionär

Bügermeister: „Rationelle Energieversorgung ist 
bei uns Trumpf!“ 

Strom
100%



3. Methoden der Stromkonzerne 
3.1 Allgemeine Strategiemerkmale 

Allgemeine
Strategiemerkmale



Strategien
überregionaler
Stromkonzerne

zur Besitzstands-
wahrung auf der 
Verteilnetzebene 

Zu hoher 
Netzpreis

Überzogene
Entflechtungs-

kosten

Verweigerung von 
Konzessions-

abgaben

Verzögerungen 

Verweigerung der 
Datenherausgabe

Einleitung von 
GerichtsverfahrenSponsoring und 

Landschaftspflege

Drohung mit 
Arbeitsplatzverlusten

Einbindung in 
Aktionärskreis

Einflussnahme
über Beiräte

Kommunalpolitisches
Engagement der 

Konzernmitarbeiter

Abschluss von 
ungünstigen

Neuverträgen

Strategien 1. Ordnung 

3.2 Strategien 1. und 2. Ordnung 



Strategien
überregionaler
Stromkonzerne

zur Besitzstands-
wahrung auf der 
Verteilnetzebene 

Übertriebene Darstellung 
der Übernahmerisiken in 

der Öffentlichkeit 

Einbindung
renommierter

Beratungsunternehmen

Durchführung von 
öffentlichen 

Diskussions-
veranstaltungen

Einladungen an örtliche 
Entscheidungsträger zum 
westfälischen Buffet oder 

jährlichen
Gänsebratenessen

Einwirkung auf politische 
Entscheidungsträger im 
Rahmen ihrer Konzern-

Aufsichtsratsarbeit

Intensivierung der 
gewerkschaftlichen

Aktivitäten des 
Konzern-Betriebsrates

Umfangreiche
Anzeigenkampagnen in 
örtlichen Printmedien 

Strategien 2. Ordnung 

3.2 Strategien 1. und 2. Ordnung 



Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern 

• Stromkonzerne betreiben ein „aktives Konzessionsvertrags- und 
Beziehungsmanagement“ gegenüber den Städten und Gemeinden 

• Ziel dieses Managements ist es, das Risiko zu beschränken, ein 
Konzessionsgebiet zu verlieren.

• Konzerne greifen dabei  auf jahrzehntelange Erfahrungen zurück 

• Die Erfolge zeigen, dass dieses Konzessionsvertrags-Management 
offensichtlich gut funktioniert.

• Zwischen 2005 und 2012 beispielsweise konnte EnBW insgesamt 598
Strom-Konzessionsverträge neu verhandeln und abschließen. 
Demgegenüber sind 59 Strom-Konzessionen verloren gegangen.
18 Teilortskonzessionen mussten an kommunaleigene Stadtwerke 
abgegeben werden.

• EnBW resümiert: „Zukünftige Konzessionsentscheidungen unterliegen 
damit einem deutlich härter werdenden Wettbewerb. “ (EnBW Regional 
Aktiengesellschaft, Geschäftsbericht 2012, S. 96) 

3.3. Aktives Konzessionsvertrags- und 
Beziehungsmanagement der Konzerne 



Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern Stromkonzerne stellen Rekommunalisierung gerne als 

Schreckgespenst dar 

Kündigung aller 
Sponsoren-
Verträge ! 

Und wir werden 
auf Zeit spielen 

und die 
Verhandlungen

verzögern.



Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern 

3.4 Methoden im  Einzelnen 

Strategien
überregionaler
Stromkonzerne

zur Besitzstands-
wahrung auf der 
Verteilnetzebene 

Zu hoher 
Netzpreis

Überzogene
Entflechtungs-

kosten

Verweigerung von 
Konzessions-

abgaben

Verzögerungen 

Verweigerung der 
Datenherausgabe

Einleitung von 
GerichtsverfahrenSponsoring und 

Landschaftspflege

Drohung mit 
Arbeitsplatzverlusten

Einbindung in 
Aktionärskreis

Einflussnahme
über Beiräte

Kommunalpolitisches
Engagement der 

Konzernmitarbeiter

Abschluss von 
ungünstigen

Neuverträgen
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Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern 

Gesetzliche Regelungslücken erschweren oder verhindern
Rekommunalisierungen

•

•

•

•













Das Elend der EnWG-

Auslegungsgrundsätze:



§ §



§ §
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Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
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Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern 

Nebenleistungsverbot nach KAV (I): 

Hauptleistung ist üblicherweise die Zahlung von Konzessionsabgaben 
an die Kommune 
Weitere Nebenleistungen sind grundsätzlich ausgeschlossen! 

Zulässig sind nur folgende Nebenleistungen: 

1. Preisnachlässe für den in Niederspannung oder in Niederdruck abgerechneten 

Eigenverbrauch der Gemeinde bis zu 10 Prozent des Rechnungsbetrages für den 
Netzzugang, sofern diese Preisnachlässe in der Rechnung offen ausgewiesen 

werden,

2. Vergütung notwendiger Kosten, die bei Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen an 

öffentlichen Verkehrswegen der Gemeinden durch Versorgungsleitungen 

entstehen, die in oder über diesen Verkehrswegen verlegt sind,  

3. Verwaltungskostenbeiträge der Versorgungsunternehmen für Leistungen, die die 

Gemeinde auf Verlangen oder im Einvernehmen mit dem 
Versorgungsunternehmen zu seinem Vorteil erbringt. 

3.4: Bestimmungen der 
Konzessionsabgabenverordnung (KAV) 



Unfairer Wettbewerb um örtliche Stromnetze: Wie 
überregionale EVU Rekommunalisierungen verhindern 

3.4: Bestimmungen der 
Konzessionsabgabenverordnung (KAV) 

Nebenleistungsverbot nach KAV (II): 

Explizit verboten sind nach KAV folgende Leistungen: 

1. sonstige Finanz- und Sachleistungen, die unentgeltlich oder zu einem 
Vorzugspreis gewährt werden;  
(Leistungen der Versorgungsunternehmen bei der Aufstellung kommunaler oder 
regionaler Energiekonzepte oder für Maßnahmen, die dem rationellen und 

sparsamen sowie ressourcenschonenden Umgang mit der vertraglich 

vereinbarten Energieart dienen, bleiben unberührt, soweit sie nicht im 
Zusammenhang mit dem Abschluss oder der Verlängerung von 

Konzessionsverträgen stehen), 

2. Verpflichtungen zur Übertragung von Versorgungseinrichtungen ohne 
wirtschaftlich angemessenes Entgelt. 


